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Arzt in keine grundsätzlich andere Rechtsposition: Er 
kann keine verbindliche Erklärung über den Eintritt 
eines bestimmten Heilerfolgs abgeben; Garantie­
ansprüche im Falle des Ausbleibens bestimmter ange­
strebter Ergebnisse sind ausgeschlossen; er kann keine 
Termine oder Fristen nennen und hierüber mit dem 
Patienten entsprechende Vereinbarungen treffen usw. 
Es wäre mit dem durch die sozialistische Gesellschafts­
ordnung inhaltlich bestimmten ärztlichen Ethos unver­
einbar, den Arzt in die Stellung eines Beauftragten, 
etwa im Rahmen von Dienstleistungsverträgen, zu 
drängen. Selbst bei Ausschluß einer Weisungsbefugnis 
des Patienten wäre die Konstruktion eines Dienstlei­
stungsvertrags nicht aufrechtzuerhalten. Hinzu kommen 
müßte zumindest noch das Verbot einer Kündigung 
durch den Arzt, jedenfalls dann, wenn eine gesundheit­
liche Betreuung erforderlich ist.
Dennoch würden auch unter Berücksichtigung dieser 
Besonderheiten die den Inhalt des medizinischen Be­
treuungsverhältnisses bestimmenden spezifischen Rechte

und Pflichten der Beteiligten (Mitwirkungspflicht an 
der Behandlung usw.) nicht etwa aufgehoben. Sie 
müßten Gegenstand einer speziellen Regelung sein, 
auch wenn hierfür die Form des Dienstleistungsver­
trags gewählt werden sollte. Damit würde jedoch der 
Rahmen des ZGB gesprengt, denn die Regelungen über 
persönliche Dienstleistungen müßten um spezielle Be­
stimmungen über die medizinische Betreuung in den 
Fällen der Entgeltlichkeit erweitert werden. Die Folge 
wäre eine Aufspaltung der von ihrer Funktion und 
Zielstellung her doch substantiell einheitlichen medi­
zinischen Betreuungsverhältnisse in unentgeltliche und 
entgeltliche — und das bei Fixierung im Prinzip glei­
cher Rechte und Pflichten, jedoch geregelt in verschie­
denen Normativakten. Das wäre aber ein höchst un­
befriedigendes Ergebnis.
Eine komplexe rechtliche Regelung aller medizinischen 
Betreuungsverhältnisse in einer geschlossenen Kodifi­
kation erscheint aus diesen Gründen als die einzig 
gerechtfertigte Lösung.
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Zur Einlegung von Rechtsmitteln bei dem vom Staatsanwalt eingeleiteten 
Verfahren auf Aufhebung einer gerichtlichen Vaterschaftsfeststellung
Das Bezirksgericht Suhl stellt in seinem Beschluß vom 
12. August 1971 - 3 BF 27/71 - (NJ 1971 S. 596) den 
Rechtssatz auf, daß in dem vom Staatsanwalt eingelei­
teten Verfahren auf Feststellung der Unwirksamkeit 
einer gerichtlich festgestellten Vaterschaft (§ 60 FGB, 
§ 30 Abs. 3 FVerfO) die Einlegung einer Berufung durch 
die Beteiligten des Verfahrens — die Mutter oder den 
Vormund des Kindes oder den als Vater festgestellten 
Mann — gegen die kreisgerichtliche Entscheidung ganz 
allgemein unzulässig ist. Der gleichen Meinung scheint 
K r ü g e r  zu sein, wenn er schreibt, daß in diesem 
Verfahren, anders als im Verfahren auf Feststellung 
der Unwirksamkeit der Vaterschaftsanerkennung, die 
Beteiligten nicht Partei seien/1/; allerdings greift er das 
hier behandelte spezielle Problem — Einlegung eines 
Rechtsmittels — nicht ausdrücklich auf. Obwohl die 
Fassung des § 30 Abs. 3 FVerfO bei formaler Betrach­
tungsweise eine solche Auslegung nicht ausschließt, 
halte ich diese Ansicht für bedenklich.
§ 30 Abs. 3 FVerfO sagt nichts darüber aus, gegen 
wen sich der Antrag des Staatsanwalts richtet, wer 
also sein Prozeßgegner ist und inwiefern sich die Stel­
lung der Beteiligten des Verfahrens von der Stellung 
einer Prozeßpartei unterscheidet.
Zunächst ist festzustellen, daß jedes in einem Zivil-, 
Familien- oder Arbeitsrechtsverfahren ergehende Ur­
teil — sieht man von dem hier nicht interessierenden 
Ausschlußurteil im Aufgebotsverfahren der ZPO 
(§§ 951 ff.) ab — ein kontradiktorisches Verfahren vor­
aussetzt. Der einen Antrag stellende Staatsanwalt muß 
also einen Prozeßgegner (Antragsgegner) haben. In den 
hier streitigen Fällen kommen als solche nur die Mut­
ter des Kindes bzw. sein Vormund in Frage, zu „deren 
Gunsten“ das vom Staatsanwalt angegriffene Urteil 
ergangen ist und die das Gesetz als Beteiligte des Ver­
fahrens bezeichnet. Anders verhält es sich allerdings 
mit dem dritten im Gesetz erwähnten Beteiligten: dem 
im Urteil als Vater festgestellten Mann, dessen Inter-
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essen der Antrag des Staatsanwalts in der Regel ent­
spricht.
Es ist ein generelles Prinzip des sozialistischen Verfah­
rens in Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen, daß 
die Prozeßparteien die gleiche Rechtsstellung haben, 
auch wenn sich Bürger und ein staatliches Organ — hier 
der Staatsanwalt — gegenüberstehen. Das ergibt sich 
u. a. auch aus dem Verfassungsgrundsatz der Gleich­
heit vor dem Gesetz (Art. 20). Als selbstverständlich 
kann angenommen werden, daß der Staatsanwalt Be­
rufung einlegen kann, wenn sein Antrag erfolglos 
bleibt. Ebenso muß auch sein Prozeß- oder Antrags­
gegner das Recht auf Berufung haben. Eine Ausnahme 
von diesem Grundsatz müßte, wenn man das im sozia­
listischen Verfahrensrecht überhaupt für möglich er­
achten sollte, klar im Gesetz zum Ausdruck kommen. 
Dabei ist auch zu beachten, daß es besonders zu einer 
Benachteiligung der Frau als Mutter führen kann, wenn 
k e i n  Verfahrensbeteiligter i. S. des § 30 Abs. 3 FVerfO 
zur Berufung legitimiert ist.
Diesen Erwägungen könnte entgegengehalten werden, 
daß sich auch im Kassationsverfahren die Position der 
Parteien verändert und diejenige, zu deren Ungunsten 
das Kassationsurteil — vor allem bei einer Selbstent­
scheidung — ausgefallen ist, ebenfalls nicht dagegen 
Vorgehen kann. G ö h r i n g hat bereits darauf hinge­
wiesen, daß der besondere Charakter des Kassations­
verfahrens eine analoge Anwendung auf das Verfahren 
nach § 60 FGB, § 30 Abs. 3 FVerfO ausschließt./2/ Dieser 
Auffassung schließe ich mich an. Hinzugefügt sei noch, 
daß die Rechtssicherheit im Kassationsrecht durch die 
einjährige Frist, innerhalb der der Kassationsantrag 
zu stellen ist, weitgehend gewahrt ist, während die 
Klage auf Unwirksamkeit der gerichtlichen Vater­
schaftsfeststellung zeitlich unbegrenzt möglich ist. Es 
scheint mir, daß es den sozialistischen Prozeßprinzipien 
widerspricht, wenn gerade in diesem Fall die Rechts-
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